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Mitteilung des Senats vom 16. November 1999

Vorläufige Einschätzung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts im
Verfahren „Länderfinanzausgleich“ vom 11. November 1999

Der Senat übermittelt der Bürgerschaft (Landtag) eine vorläufige Einschätzung des
Urteils des Bundesverfassungsgerichts im Verfahren „Länderfinanzausgleich“ vom
11. November 1999 mit der Bitte um Kenntnisnahme.

I.

Mit dem Urteil vom 11. November 1999 hat das Bundesverfassungsgericht über die
Normenkontrollanträge der Länder Baden-Württemberg, Bayern und Hessen sowie
über den Normenkontrollantrag der Länder Bremen, Niedersachsen und Schles-
wig-Holstein entschieden. Während die Länder Baden-Württemberg, Bayern und
Hessen die Feststellung der Verfassungswidrigkeit für einen wesentlichen Teil des
Finanzausgleichsgesetzes beantragt hatten, hatten die Länder Bremen, Nieder-
sachsen und Schleswig-Holstein die Feststellung der Verfassungsgemäßheit eines
wesentlichen Teils des Finanzausgleichsgesetzes beantragt.

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen überreicht der Bürgerschaft (Landtag) in
der Anlage den vollständigen Text des Urteils.*)

II.

Der Senat begrüßt im Grundsatz das heutige Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zum Länderfinanzausgleich. Das Gericht hat damit seine bisherigen Rechts-
positionen bestätigt. Damit ist der Angriff der klagenden Länder auf den Föderalis-
mus und den Solidarpakt gescheitert. Das Bundesverfassungsgericht hat mit sei-
nem Urteil den Föderalismus gestärkt. Auf dieser Grundlage können jetzt vernünf-
tige politische Lösungen zur Stärkung des bündischen Prinzips gefunden werden.
Die Freie Hansestadt Bremen wird als wirtschaftsstarkes Bundesland aktiv an der
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung mitwirken. Dabei muß es unter
anderem darum gehen, dass künftig die Finanzkraft die Wirtschaftskraft widerspie-
gelt und dass es eine klare Aufgabendefinition von Bundes- und Landesaufgaben
mit einer dafür ausreichenden Finanzausstattung gibt.

Das Bundesverfassungsgericht hat die umfassende Regelung die Bund und Länder
zur Integration der neuen Länder in den bundesstaatlichen Finanzausgleich gefun-
den haben — den Solidarpakt — bestätigt. Dessen Regelungen sind zum Teil bis
zum Jahre 2004 befristet. Solange haben die geltenden komplexen Regelungen
Bestand. Damit ist die wesentliche finanzwirtschaftliche Grundlage für die Vertei-
lung der Lasten der deutschen Einheit zwischen dem Bund und den Ländern ge-
währleistet und verfassungsrechtlich bekräftigt worden. Die Anträge Bayerns, Ba-
den-Württembergs und Hessens, diese Regelungen unmittelbar für verfassungs-
widrig zu erklären, sind damit abgewiesen worden. Die anderen Länder haben im
Bundesrat mehrfach erklärt, dass Änderungen des ab 1995 in Kraft getretenen Soli-
darpakts bis zum Ende des Jahres 2004 nicht in Betracht kommen. Diese Haltung
hat in der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts jetzt seine Bestätigung
gefunden. Einer Reform des bundesstaatlichen Finanzausgleichs nach diesem Zeit-
punkt haben sich die Länder zu keinem Zeitpunkt versagt.

*) Das Urteil ist den in der Bremischen Bürgerschaft vertretenen Fraktionen zugeleitet worden und
kann außerdem bei der Verwaltung der Bürgerschaft — Bibliothek — eingesehen werden.
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Für eine Fortgeltung der bisherigen Regelungen des Finanzausgleichs oder vor
Neuregelungen nach dem Jahre 2004 hat das Bundesverfassungsgericht umfang-
reiche Prüfungsaufträge erteilt. Diese Aufträge werfen Fragen auf, denen im Rah-
men der Prüfungen eingehend nachzugehen sein wird, sie lassen aber die Ergeb-
nisse der Überprüfungen verfassungsrechtlich weitgehend offen. Nach solchen
Überprüfungen wird der Bundesgesetzgeber im Rahmen des ihm zustehenden ge-
setzgeberischen Gestaltungsspielraumes zu entscheiden haben.

Das Bundesverfassungsgericht fordert, dass der Bundesgesetzgeber ein so genann-
tes Maßstäbegesetz bis zum 1. Januar 2003 erlässt, in dem die allgemeinen Maß-
stäbe für Umsatzsteuerverteilung, für die Bestimmung der Finanzkraft im Finanz-
ausgleich, für die Berücksichtigung von Sonderlasten, für die Feststellung der Aus-
gleichsansprüche und Ausgleichspflichten sowie für die Bundesergänzungszu-
weisungen festgelegt werden. Solche allgemeinen Maßstäbe für den Finanzaus-
gleich hat das Bundesverfassungsgericht schon bisher in seiner Rechtsprechung
aus dem Grundgesetz abgeleitet. Die nunmehr geforderte Festlegung und Aus-
formulierung dieser Maßstäbe in einem eigenen Gesetz kann die bestehenden
Grundsätze zusammenfassen und systematisieren und damit zu mehr Übersicht-
lichkeit im Finanzausgleich führen. Es wird im Ergebnis auch die Begründungsan-
forderungen für die Einzelregelungen im Finanzausgleichsgesetz erhöhen. Sie
werden für sich im Einklang stehen müssen mit dem Maßstäbegesetz. Dies ist als
zusätzliche Systematisierung zu begrüßen.

Die Freie Hansestadt Bremen weist darauf hin, dass das Bundesverfassungsgericht
bereits in seinem Urteil vom 27. Mai 1992 dem Bundesgesetzgeber als verfassungs-
rechtliche Pflicht aufgegeben hat, allgemeine Maßstäbe für die Behandlung von
Haushaltsnotlagen der Länder in einem Gesetz festzulegen. Bremen hat bereits
1992 (aber auch in den Jahren danach) mehrfach verlangt, dass ein solches allge-
meines Gesetz über Haushaltsnotlagen vom Bund vorgelegt wird. Der Bund ist die-
ser Verpflichtung zur Schaffung allgemeiner Maßstäbe für Haushaltsnotlagen aber
nicht nachgekommen. Auch diese Regelungen werden nunmehr in ein Maßstäbe-
gesetz aufzunehmen sein. Dass die in Anwendung des Gesetzes gefundenen Rege-
lungen des Finanzausgleichsgesetzes in regelmäßigen Abständen überprüft und an
die geänderten Verhältnisse anzupassen sind, entspricht der bisherigen Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts und der Praxis des Bundesgesetzgebers.

III.

Zu den einzelnen Regelungen des Finanzausgleichs:

Zum horizontalen Finanzausgleich unter den Ländern hat das Bundesverfassungs-
gericht die verfassungsrechtlichen Maßstäbe benannt, die schon bisher in den bei-
den ergangenen Entscheidungen benannt wurden. Die Finanzkraft der Länder darf
einander angenähert werden, die Abstände dürfen verringert, aber nicht aufgeho-
ben oder ins Gegenteil verkehrt werden. Eine Verkehrung der Finanzkraft-
reihenfolge ist unzulässig. Dem entsprechen die bisherigen Regelungen im
Finanzausgleichsgesetz. Insbesondere eine Verkehrung der Finanzkraftreihenfolge
ist nach dem bisher geltenden Recht nicht eingetreten. Dies hat insbesondere die
Bundesregierung in der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverfassungsge-
richt eingehend dargelegt. Das Bundesverfassungsgericht führt in diesem Zusam-
menhang aus: „Wenn der Ausgleichsmechanismus des § 10 Abs. 1 und Abs. 2 FAG
in zwei Stufen die Finanzkraft der finanzschwachen Länder auf 95 v. H. der durch-
schnittlichen Länderfinanzkraft auffüllt, so stellt er damit für den horizontalen Fi-
nanzausgleich eine vertretbare Balance zwischen Landesautonomie und bundes-
staatlicher Solidargemeinschaft her. Er nähert die Finanzkraft an, ohne zu nivellie-
ren, erhält die Finanzkraftreihenfolge und vermeidet grundsätzlich übermäßige
Abschöpfungen.“

Den konstruierten und inkonsistenten Rechnungen Baden-Württembergs und Bay-
erns, nach denen es schon unter dem geltenden Recht angeblich zu völligen
Verkehrungen der Reihenfolge käme, ist das Gericht nicht gefolgt. Sonst hätten die
gesetzlichen Bestimmungen unmittelbar aufgehoben werden müssen. Diese will-
kürlichen mit dem Finanzausgleichsgesetz unvereinbaren Rechnungen sind damit
zurückgewiesen worden. Der von Bayern und Baden-Württemberg zur Begrenzung
der Ausgleichspflichten vorgetragene Halbteilungsgrundsatz ist im Urteil mit kei-
nem Wort erwähnt worden. Die wesentliche Argumentation dieser Länder wurde
damit verworfen.

Die Seehafenlasten sollen daraufhin überprüft werden, ob sie als abstrakter Mehr-
bedarf der Küstenländer angesehen werden können. Damit ist erneut bestätigt wor-



den, dass gegen die Abgeltung der Seehafenlasten im Länderfinanzausgleich
grundsätzliche Bedenken nicht bestehen. Die Sonderbelastung ist allerdings zu
begründen. Dies kann die Freie Hansestadt Bremen durch bereits vorliegende Gut-
achten jederzeit belegen. Bremen führt auch eine genaue jährliche Rechnung über
die Hafenlasten, die damit in allen Einzelpositionen nachvollzogen werden kön-
nen. Ähnliche Mehrbedarfe anderer Länder sind bereits verschiedentlich benannt,
jedoch zu keinem Zeitpunkt nachprüfbar als Nettolasten belegt worden. Bremen ist
überzeugt, dass die Seehafenlasten nach einer sachgerechten Überprüfung bestä-
tigt werden.

Auch einer Überprüfung der Einwohnerwertung der Stadtstaaten steht Bremen auf-
geschlossen gegenüber. Eine Aktualisierung des IFO-Gutachtens, das auf Daten
aus den frühen achtziger Jahren beruht, ist dringlich und kann durchaus zu dem
Ergebnis führen, dass die auf dieser Grundlage ermittelte Einwohnerwertung in-
zwischen erhöht werden muß. Ob eine etwas geringere Besiedelung einzelner
Flächenländer im Verhältnis zu den anderen Flächenländern eine Einwohner-
gewichtung rechtfertigt und wie diese zu bemessen wäre wird durch eine finanz-
wissenschaftliche Untersuchung zu prüfen sein. Die Strukturunterschiede zwi-
schen den einzelnen Flächenländern mit mehr oder weniger hoher Besiedlungs-
dichte sind in jedem Fall von wesentlich geringerem Gewicht als die zwischen
Stadtstaaten und den Flächenländern insgesamt. Einer Überprüfung kann auch
insoweit gelassen entgegen gesehen werden.

Die vom Gericht vorgegebenen Überprüfungsaufträge sollten ohne zeitlichen Ver-
zug von Bundestag und Bundesrat abgearbeitet werden. Mit dem Urteil ist auch der
Weg wieder frei für die Suche nach einvernehmlichen politischen Lösungen zur
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung, die uns in den nächsten Jahren
intensiv beschäftigen wird. Bremen wird im Rahmen dieser Reformdiskussion kon-
struktiv mitarbeiten und seine eigenen Anliegen verstärkt einbringen. Zu nennen
sind vor allem die schon seit längerem gebotene Besserstellung bei der originären
Steuerverteilung und bei der Einwohnerwertung der Stadtstaaten. Auch eine Neu-
verteilung der Sozialhilfelasten muss angegangen werden. Die Ziele zu erreichen
wird nicht leicht, zumal der Bund und die Länder im Einzelnen unterschiedliche
Interessen haben. Die ausgleichspflichtigen Länder und der Bund verfolgen das
Ziel, weniger zahlen zu müssen. Die ausgleichsberechtigten Länder müssen auf
einer aufgabengerechten Finanzausstattung bestehen. Dieser Grundkonflikt wird
bereits bei der Erarbeitung des Maßstäbegesetzes deutlich werden.

IV.

Der Senat bittet die Bürgerschaft (Landtag) um Kenntnisnahme.
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